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Die wirthſchaftlichen Zuſtände des Landes. 


Die Regierung irrt ſich, wenn fie in der Thronrede 
die wirthſchaftlichen Zuftände des Landes im Allgemei⸗ 
nen als befriedigend bezeichnet. Wir meinen, daß ſie 
im Gegentheil „im Allgemeinen durchaus unbefrie⸗ 
digend ſind. Das hätte die Regierung ſchon daraus 
ſchließen können, daß ihre eigene Bank nur Geld zu 
fteben Procent ausleiht, und daß Landleute, Gewerbe⸗ 
und Handeltreibende, denen die königliche Bank nicht 
offen ſteht, in der Regel noch viel höhere Zinſen geben 
müſſen, wenn fie dieſelben auch der ſogenannten Wucher⸗ 
geſetze wegen unter anderen Namen bezahlen. Ja, ſie 
können oftmals, trotz ausreichender Sicherheit, gar kein 
Geld bekommen. Der Abgeordnete v. Forcken beck bat 
ſchon im Haufe erklärt, daß er die erſte Gelegenheit 
ergreifen werde, um bemfelben die drückende materielle 
Lage derjenigen Landestheile zu ſchildern, die ihm durch 


eigene Erfahrung genau bekannt ſind. Auch Abgeordnete 
aus anderen Landestheilen werden nicht minder traurige 


Schilderungen zu machen haben. Die Regierung ſelbſt 
giebt freilich nur m daß „die legte Ernte theilweiſe 
ungenügend ausgefallen“ ſei. Aber nicht theilweiſe, 
ſondern beinahe überall iſt ſie „ungenügend“ und in 
vielen Gegenden ſogar im hohen Grade dürftig geweſen. 
Es iſt dies aus den Nachweiſen zu erſehen, die ſelbſt in 
den amtlichen Blättern bekannt gemacht wurden. 
Weiter giebt die Regierung zu, daß „einzelne Lebens⸗ 
bedürfniſſe im Preiſe geſtiegen find.“ Aber ſie ſucht 
uns damit zu tröſten, daß wir wenigſtens vor Hungers⸗ 
noth geſchützt find, denn es „genügt“ ja die freie Thätig⸗ 
keit des Handelns, mit Hülfe der gewöhnlichen Kom⸗ 
munikations⸗Mittel den in einigen Gegenden fehlenden 
Getreidebedarf zu ergänzen. Freilich auch dann, wenn 
das Getreide im Lande ſelbſt nicht ausreicht, werden wir 
ja für Geld oder auf Kredit auch wohl aus fremden 
Ländern, und, wie im Jahre 1847, ſelbſt aus Schwe⸗ 
den Getreide bekommen können, aber es fragt ſich, wie 
lange wir ſolche erhöhte Preiſe aushalten können. 

Nun ſind aber unſere wirthſchaftlichen Zuſtände doch 
nicht ſchon dann „befriedigend“, wenn wir nicht gerade 


N 
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das Verhungern zu fürchten haben. Ferner bleibt der 
Landmann in ſehr vielen Landestheilen doch immer in 
der ſchlimmen Lage, daß er wenig oder auch wohl gar 
kein Getreide übrig bat, das er verkaufen kann. Wo ſoll 
er da das Geld berbekommen, um Zinſen und Abgaben 
und oft noch das Futter zu bezahlen, das er kaufen 
muß, wenn er nicht zum großen Schaden der Wirth⸗ 
ſchaft fein Vieh, ſogar unter dem Werthe, los⸗ 
ſchlagen will? 

Und weiter, wenn der Landmann kein Geld hat, fo 
kann auch der Handwerker, der Kaufmann, der Fabrikant 
nichts von ihm verdienen, und die Noth verbreitet ſich 
dann von dem flachen Lande auch auf die Städte. Ja, 
ſie wird um ſo größer, wenn, wie das auch ſeit einigen 
Monaten der Fall ift, noch andere Urſachen vorhanden 
find, die das Geld theuer machen und den Verkehr in's 
Stocken bringen. a 

Freilich geben wir zu, daß wir ſchon ſchlimmere 
Nothjahre gehabt haben, und daß es auch manche Städte 
und Landestheile giebt, in denen bis heute mehr Wohl⸗ 
behagen als Noth empfunden wird. Aber im Allge⸗ 
meinen ſind die wirthſchaftlichen Zuſtände des Landes 
nicht befriedigend. Der Fin anzminiſter jedoch ſieht 
die Dinge anders an als unſer Einer. Er erklärt bei 
Ueberreichung des Staatsbaushaltsetats, daß allein die 
direkten Steuern (d. h. bier die Einkommen-, Klaſſen⸗ 
und Gewerbeſteuer) über eine balbe Million Thaler mehr 
eintragen werden als im vergangenen Jahr, nicht blos, 
weil die Bevölkerung, ſondern auch, weil der Wohl⸗ 
ſtand des Volkes geſtiegen ſei. Indeß könnte man die 
halbe Million mehr ſelbſt dann berausbringen, wenn 
unſer Einkommen in Wirklichkeit niedriger geworden 
iſt. Man darf uns ja nur höber einſchätzen, und man 
kann es, ohne daß irgend ein Geſetz oder irgend ein 
geſetzlich zuläffiger Steuerſaß dabei überſchritten würde. 

Bei dieſer halben Million kommen wir aber auf 
einen anderen Punkt in der Rede des Finanzminiſters zu 
ſprechen. Derſelbe rechnet nämlich für das Jahr 1866 
noch beinahe 3,800,000 Thaler andere Mehreinkünfte, 
alſo im Ganzen ein Mehreinkommen von faſt 4,400,000 
Thalern heraus. Wir fragen, was würde bei einem 


ſolchen Ueberſchuſſe wohl ein Finanzminiſter thun, der 
„die wirthſchaftlichen Zuſtände“ und die Bedürfniſſe des 
Landes ſo anſieht, wie ſie nach unſerer und unſerer 
Vertreter Anſicht ein Finanzminiſter anſehen ſollte. 
Er würde dem Könige vorgeſtellt haben, daß dieſe 
Summen zum Nutzen des Landes ſo verwandt werden 
müſſen, wie es das Abgeordnetenhaus auf Grund des 
Generalberichts ſeiner Budget⸗Kommiſſion verlangt hat. 
Er würde jelbft unter den jetzigen Verhältniſſen ungefähr 
ſo geſprochen haben: „Königliche Majeſtät! Die Ein⸗ 
künfte des Landes ſind von Jahr zu Jahr geſtiegen, und 
dabei habe ich den Anforderungen des Kriegsminiſters 
gemäß immer den bei weitem größten Theil des Mehr⸗ 
einkommens auf die Armen verwandt. Aber die große 
Vermehrung der Friedensarmee hat dem Lande immer 
mehr Arbeitskräfte entzogen, und gerade dadurch iſt dem 
Volke die Aufbringung der Steuern immer ſchwerer 
geworden. Jetzt fangen in allen großen Staaten von 
uropa die Regierungen an, ihre Friedensheere kleiner 


zu machen, weil ihre Völker die ſchweren Laſten nicht. 


mehr tragen können. Sie haben daher ſammt und ſon⸗ 
ders die Militäirausgaben für das Jahr 1866 merklich 
herabgeſetzt. Da kann doch Preußen unmöglich das ein⸗ 
zige Land in der Welt ſein, das dieſe Militairaus⸗ 
gaben auch in dieſem Jahre wieder höher ſtellt, 
als ſie im vorigen waren. Geſtatten Ew. Maje⸗ 
ſtät daher, daß ich in dem diesjährigen Etat für die 
Armee nicht mehr anſetze, als im vorigen Jahre. 
Geſtatten Sie, daß das Mehreinkommen von 4, 400,000 
Thalern dem Lande voll und ganz moͤglichſt direkt zu 
Gute komme. Zu dem Ende mögen Ew. Majeſtät 
genehmigen, daß dieſe ganze Summe dem Lande entweder 
an direkten Steuern erlaßen werde, oder daß ich der 
Volksvertretung vorſchlagen darf, daß dieſelbe zu Aus⸗ 
gaben verwandt werde, welche die Steuerkraft des Lan⸗ 
des vermehren.“ 

Wir wiſſen nicht, ob der Finanzminiſter ſo, oder 
ob er anders geſprochen hat. Jeden Falls hat er 
den Wünſchen des Kriegminiſters nachgegeben, 
wie der vorgelegte Etat zeigt, in welchem für die Armee 
2, 200, 000 Thlr. mehr verlangt werden. . 

Zwar 1 5 es keinem Zweifel, daß unſere Abge⸗ 
ordneten dieſe ehrausgaben für die Armee nicht 
bewilligen werden. Aber die Regierung hat, wie vor⸗ 
auszuſehen war, auch in der diesjährigen Thronrede 
die Reorganiſationskoſten für durchaus nothwendig 
erklärt, und ſie wird dieſelben 1866 eben ſo wie ſeit 
mehreren Jahren ſelbſt dann machen, wenn das Abge⸗ 
ordnetenhaus ſeine Genehmigung verweigert hat. Aber 
wir ſind immer noch der Anſicht, daß die Regierung 
eine Ausgabe nur dann machen darf, wenn 5 ihr 
nicht etwa blos das Herrenhaus, ſon dern wenn vor 
Allem auch das Abgeordnetenhaus dieſe Aus⸗ 
gabe für eine nothwendige erklärt hat. So 
ſteht es in der preußiſchen Verfaſſung geſchrieben. 


Politiſche Wochenſchau. 
Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat ſeit unſerer 
vor igen Wochenſchau keine Plenarſitzung gehalten, dagegen 


Vorlagen berathen. Die Budgetkommiſſion 


at einen 
Theil der einzelnen Etats ſchon durchberathen und feſtgeſtellt, 
die Vollendung des Vorberichtes wird auch demnächſt erwartet. 
Die Kommiffion für Finanzen und Zölle hat fi für 
die Annahme des Handelsvertrages mit Italien 1 
außerdem hat die Kom miſſion für Petitionen ſchon ver⸗ 
ſchiedene Gegenſtände erledigt und auch die andern Kommiſ⸗ 
ſionen 92955 vielfache Zeugniſſe ihrer Thätigkeit gegeben. 
Von beſonderer Wichtigkeit find die Berathungen der Kom⸗ 
miſſionen über die ſchon mitgetheilten Anträge des Abgeord⸗ 
neten Virchow wegen Lauenburg und des Abg. Becker 
an des Vertrages mit der Köln⸗Mindener Bahn. In der 
erſten Angelegenheit hat die betreffende Kommiſſion ihre 
Sitzungen beendigt, und da die Verhandlungen, an denen ſich 
die Staatsregierung nicht betheiligt hat, ganz in dem Sinne 
beim wurden, in dem wir uns in dem Artikel unſeres 
eutigen Blattes, welcher dieſe Angelegenheit beſpricht, aus⸗ 
ſprechen, jo halten wir eine ausführliche Mittheilung dieſer 
Verhandlungen nicht für nothwendig. 

Die Kommiſſion zur 1 des Antrages des Abge⸗ 
ordneten Becker über den Vertrag der Staatsregie- 
rung mit der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft hat eine Sitzung unter dem Vorfitz des Abgeordneten 
v. Carlowitz gehalten, in welcher die Regierung durch die 
Herren Geh. Rath Wolff für das Handelsminiſterium, Geh. 
Juſtiz⸗Rath Weber und Regierungs⸗Aſſeſſor Hoffmann für 
das Juſtizminiſterium vertreten war. Der Referent Abge- 
ordnete Lasker ſtellte folgenden Antrag: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu er⸗ 
klären: 1) Die Regierung ift nicht befugt, ohne Zuſtim⸗ 
mung des Landtages ſolches Staatsvermögen, welches als 
Einnahmequelle dient, zu veräußern, zu belaſten, oder ſonft 
einer kontraktlichen Aenderung zu unterwerfen. 

2) Verträge und Rechtsverhältniſſe, welche auf Grund 
eines beſonderen Geſetzes zu Stande gekommen oder wirkſam 
gemacht ſind, können nur unter Mitwirkung aller Faktoren 
der Geſetzgebung abgeändert werden. ; 

3) Der zwiſchen der Staatsregierung und der Köln⸗Min⸗ 
dener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft am 10. Juni 1865 abgeſchloſſene 
Vertrag bedarf der Zuſtimmung des Landtages und 
iſt nicht eher für wirkſam zuferachten, bis dieſe Zuſtimmung 
erfolgt ift." 

Die Kommiſſion brach, nachdem fie die Begründung 
Lasker's und eine Entgegnung des Regierungs⸗Kommiſſars 
gehört, die weitere Verhandlung ab, indem ſie den vom Ab⸗ 
geordneten v. Benda geſtellten Antrag annahm: Die Sitzung 
auf drei Tage zu verkagen und die Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, das Rechtsgutachten des Juſtizminiſters, die auf⸗ 
gelten Berechnungen über die von der Köln» Mindener 
Bahn zu zahlende Entſchädigung und die zwiſchen der Staats⸗ 
regierung und der Eisenbahn- Direktion, betreffs der Auf⸗ 
hebung des Amortiſationsrechts des Staates und der Frei⸗ 
gebung des Garantiefonds, feit dem Jahre 1858 gepflogenen 

erhandlungen der Kommiſſion vorzulegen. 

Nachdem wir ſo unſern Leſern in kurzen Worten ein Bild 
der Thätigkeit der Abgeordneten in der vergangenen Woche 
gegeben haben, bleibt uns noch eine, unſer parlamentariſches 
Leben betreffende Mittheilung, deren Wichtigkeit und deren 
Einfluß auf die fernere Entwicklung unſeres Staatölebens 
Jedem gleich in die Augen ſpringen muß. 

Bekanntlich lautet der Art. 84 der beſchworenen preußiſchen 
für ihres die Mitglieder beider Kammern können 
für ihre Abſtimmungen in den Kammern niemals, 
für ihre darin ausgeſprochenen Meinungen nur inner⸗ 


haben die Kommiſſionen ſehr fleißig die ihnen en 


halb der Kammer auf Grund der Geſchäfts⸗Ordnung 
Art Rechenſchaft gezogen werden.“ Man hatte dieſen 
rtikel allgemein fo aufgefaßt, daß ein Abgeordneter in keiner 
Weiſe, weder auf gerichtlichem noch auf e für 
feine im Abgeordnetenhauſe und in feiner Eigenſchaft als 
Volksvertreter geſprochenen Worte zur Verantwortung gezogen 
werden könne. Eine ſolche Auffafſung entſpricht auch dem Geiſte 
des verfaffungsmäßigen Lebens, indem ſonſt die Mitglieder der 
Opposition, wenn fie ſich über Regierungshandlungen tadelnd 
ausfprechen, ſtets in Gefahr fein würden, dafür in der einen 
oder andern Weiſe beſtraft zu werden, wenn ihre Strafloſig⸗ 
keit für eine freie N Aa welcher fie ja durch ihr Man⸗ 
dat verpflichtet find, nicht verfaſſungsmäßig garantirt ift. Diefer 
Anſicht war man bis jetzt, und es find auch ſchon frühere 
Verſuche, Abgeordnete wegen Aeußerungen in der Kammer 


ur Verantwortung zu ziehen, von den Gerichtshöfen zurück 
eilen worden. Da wurde am Schluß der vorigen Seſſion 
ber Verſuch gemacht, die Abgg. Tweſten und Frentzel 
wegen Reden, welche ſie in der Kammer gehalten haben, zur 
Verantwortung zu ziehen. Die Untergerichte wieſen die Er⸗ 
hebung der Anklage zurück, aber am 29. Januar d. J. hat 
das Obertribunal zu Berlin in einer Plenarfitzung, an 
welcher drei von der Regierung berufene Hilfsarbeiter, welche 
alſo nicht eigentlich Mitglieder des höchſten Gerichtshofes ſind, 
Theil nahmen, die rhebung dieſer Anklage für 
zuläſſig erklärt. Es haben alſo in Zukunft die 
preußiſchen Gerichte die Grenzen abzuſtecken, 
innerhalb welcher die Volksvertreter ihre ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte auszuüben haben. 


Die Lauenburgiſche Sache. 

Die Herren, die in der Provinzial⸗Correſpondenz ihr Herz 
Sa phat; müſſen doch ſchon vor der nächſten 
Zukunft mehr Angſt haben, als ander von uns denkt. 
Gerade am Geburtstage des alten Fritz, des Königs „ohne 
Furcht und Tadel“, ſchicken fie drei Artikel in die Welt, in 
denen fie ein fo grimmiges Geſicht ſchneiden, als ob fie gleich 
das ganze Abgeordnetenhaus und wohl gar ung Wähler mit 
verſchlingen wollten. Nun, was hinter ſolchen Geſichtern ſteckt, 
wiflen wir ja ſchon feit unſeren Knabenjahren. Aber wir 
wiſſen auch, welchen Schaden mancher Menſch aus purer 
Angſt anzurichten vermag. Darum nehmen wir und in Acht, 
daß das Land nicht doch noch einen Schaden erleide, den wir 
durch Beſonnenheit und kaltblütigen Muth ſehr wohl abwen⸗ 
den können. 5 h 

uerſt ängſtigen ſich die Herren vor den Wirkungen, die 
die En Ne Präſidenten Grabow im Lande her⸗ 
vorrufen könnte. Dann fürchten ſie ſich vor den Folgen, 
die die abgekürzte Berathung des Staatshaushalts⸗Etat 


haben wird. Am meiſten aber graut ihnen vor dem, was 


ächſt bevorſteht, nämlich davor, daß das Haus der 

1 ſchon In den nächſten Tagen erklären wird, daß 
nach der Verfaſſung und den Geſetzen des preufi- 
ſchen Staates das Herzogthum Lauenburg nur 
dann mit der Krone Preußen auf eine rechtsgül⸗ 
tige Weiſe vereinigt wer den kann, wenn beide 
Häuſer des Landtags ihre Zuſtimmung dazu gegeben haben. 
Und gerade dieſe Lauenburgiſche Sache iſt eine ſo 
wichtige Sache, daß die Abdeordneten und wir Alle mit ihnen 
gar ſehr nach dem Rechten ſehen müſſen, wenn nicht 
Se 1 des Landes einen ſehr ſchweren Schaden erlei⸗ 

en ſoll 


Wir haben über dieſe Sache in unſerem Blatt vom 
7. October. v. J. ſchon einmal geſprochen. Aber wir müſſen 
fie nochmals fehr ern ſthaft beſprechen, weil gerade jetzt die 


Entſcheidung vor der Thür fteht. Außerdem Ah die Sache 
im Laufe der Zeit noch verwickelter geworden, als ſie ſchon 
zu Anfang war. Sie verhält ſich aber ſo: : 
Der Krieg gegen Dänemark wurde durch den Wiener 
Frieden vom 30. Oktober 1864 definitiv beendigt. In dem 
ſelben trat der däniſche König alle jeine wirklichen oder 
vermeintlichen Rechte nicht blos auf Schleswig -Holſtein, um 
das der Krieg geführt war, ſondern auch auf das ebenfalls 
deutſche ae Lauenburg an den König von Preußen 


und den Kaiſer von Oeſterreich zu freier Verfügung ab. 
Soviel Recht dieſe Abtretung hatte geben können, viel 
gleichen Theilen, 


beſaßen nun Preußen und Oeſterreich zu 
und darum ſetzten beide vorläufig Ei eine gemeinſchaft⸗ 
liche Regierung über die drei Herzogthümer ein. Aber, 
wie es ja auch im gewöhnlichen Leben bei einer gemeinſchaft 
lichen Wirthſchaft zu gehen pflegt, die beiden Mächte konn⸗ 
ten ſich nicht recht mit einander vertragen, und um, wenig⸗ 
ſtens vorläufig, einen Krieg zu vermeiden, ſchloſſen ſie ſchon 
am 14. au 1865, alſo nach 9 ½ Monat, den bekannten 
Gaſteiner Vertrag. Freilich ſcheinen die beiden Regierungen 
ſich ſeitdem um kein Haarbreit beſſer mit einander zu vertra⸗ 
gen, aber fie hatten es doch geglaubt, daß fie ſich vertragen 
würden, obwohl alle unbefangenen liberalen Zeitungen ihnen 
vorherſagten, daß es ſo kommen würde, wie es dann auch 
wirklich gekommen iſt. Doch davon iſt ein andermal zu reden. 
Jetzt geht uns nur an, daß die beiden Mächte damals in die 
Verwaltung des gemeinſamen Befiges ſich jo theilten, daß 
Schleswig von Preußen allein und Holſtein von Oeſterreich 
auch allein verwaltet werden ſollte. Doch auch das ſollte 
wieder nur eine vorläufige Abmachung ſein. Endgültig 
dagegen wurde abgemacht, daß Oeſterreich mit Lauenburg 
gar nichts mehr zu thun haben ſollte. Der Kaiſer von 
Defterreich trat alle Rechte, die er auf dieſes Herzogthum 
hatte oder zu haben nee, an den König von Preußen 
ab, „wogegen die k u preußiſche 9 ſich 
verpflichtete, der kaiſerl. öſterreichiſchen Regierung 
die Summe von 2, 500, 000 däniſchen Thalern zu entrichten.“ 

Seitdem iſt der König von Preußen wirklich in den 
Alleinbeſitz von Lauenburg nn ® hat 9 0 Sep- 
tember 1865 bie ſogenannte Erbhuldigung der Lauenburgiſchen 
Stände 1 ge und führt die dortige Regierung 
durch den preußiſchen Minifterpräfidenten Grafen Bismarck, 
den er zu dem Zwecke auch zu ſeinem „Miniſter für Lauen⸗ 
burg“ ernannt hat. Indeß iſt die Sache damit noch lange 
nicht geordnet, und am wenigſten iſt fie fo georbnet, 
wie die preußiſche Verfaſſung und die preußischen 
Weiche es fe h 

a, wir wiſſen nicht einmal, wie die preußiſche Regierun 

ſelbſt ſich das Verhältniß denkt, in welchem Seen 15 
dem preußiſchen Staate ſteht oder in Zukunft ſtehen ſoll. 
Das preußiſche Volk hat mit ſeinem Gelde und mit dem 
Blute ſeiner Söhne den Krieg gegen Dänemark geführt und 
dadurch den Wiener Frieden und den Erwerb auch von 
Lauenburg bewirkt. Aber über die Art und Weiſe, wie 
über ſeinen Erwerb verfügt iſt, hat daſſelbe Volk im Grunde 
keine andere amtliche Auskunft bekommen, als die Mittheilung 
des Grafen Bismarck in der Eröffnungsrede vom 15. Januar 
d. J. Und auch in dieſer Rede ſagt der preußiſche Minifter 
im Weſentlichen weiter nichts, als daß das Herzogthum 
Lauenburg „mit der Krone Preußen vereinigt worden iſt“. 

Damit iſt jedoch herzlich wenig geſagt; denn „Vereinigung 
mit der Krone Preußen“ iſt ſchon darum ein ganz unbe⸗ 
ſtimmter Ausdruck, weil ſich zwei ganz verſchiedene Dinge 
dabei denken laſſen. Der König nämlich hat als Träger der 
preußiſchen Krone eine doppelte Stellung. Einmal iſt er 


— 


als liche das Oberhaupt und der oberſte Verwalter des 
preußischen Staates, und zweitens ift er, ebenfalls als ſolcher, 
das Oberhaupt der königlichen Familie und der oberſte Ver⸗ 
walter des königlichen Familienguts. Wir = daher im- 
mer noch fragen: Hat der Minifter mit jenen Worten ankün⸗ 
digen wollen, daß der König Lauenburg in Beſitz genommen 
hat in ſeiner Eigenſchaft als Oberhaupt des preußiſchen 
Staates, oder nur als Oberhaupt der Familie Hohen⸗ 
zollern? Wir müſſen dieſe Frage um ſo dringender ſtellen, 
weil der König ſelbſt der erſteren Anſicht zu fein ſcheint und 
die Anhänger ner jetzigen Minifter in vollem Widerſpruche 
mit ihm die andere Anſicht vertreten. Aber dem ſei, wie 
ihm wolle: wir dürfen keinen Augenblick vergeſſen, daß nach 
den Geboten der Verfaſſung in beiden Fällen die Zuſtim⸗ 
mung der beiden Häuſer des Landtags eingeholt werden 
Af Nur mit ihrer Zuſtimmung kann das Herzogthum 
Lauenburg rechtsgültig mit der Krone Preußen vereinigt 
werden, gleichviel ob man will, daß der König als Sta ats⸗ 
oberhaupt, oder daß er als Familienhaupt der Beherr⸗ 
we Lauenburgs werden fol. Doch prüfen wir beide 
2 


av. 

Der König alſo ſcheint die erſte Anficht zu vertreten. 
Er hat nämlich in ſeinem Schreiben an den Berliner Magi⸗ 
ſtrat vom 6. Ja uuar geſagt, daß es unter des Allmächtigen 
Beiſtand ihm im vorigen Jahre beſchieden worden ſei, „die 
Grenzen des Vaterlands zu erweitern.“ Wir find 
nicht im Stande, dieſe Worte auf irgend ein anderes Ereig⸗ 
niß zu beziehen, als einzig und allein auf die Erwerbung 
Lauenburgs. Beziehen ſie ſich aber darauf, ſo iſt es ſonnen⸗ 
klar, daß der König dieſen Erwerb gemacht haben will in 
ſeiner Eigenſchaft als Staatsoberhaupt und nicht in ſeiner 
Eigenſchaft als bloßes Familienhaupt. Eben ſo klar iſt es, 


daß die Erweiterung der preußiſchen Grenzen eine Ver⸗ 


änderung derſelben iſt. Und in dieſem Falle ſagt ſelbſt 
die „Provinzial⸗Correſpondenz“ vom 27. Sept. v. J. „mußte 
allerdings der Artikel 2 der Verfaſſung zur Geltung kommen, 
welcher beſtimmt: „„Die 1 des Staatsgebiets können 
nur durch ein Geſetz (das heißt durch Uebereinſtimmung 
des Königs mit den beiden Häuſern des Landtags) verändert 
werden.““ 2 

Nun wiſſen zwar die Anhänger der gegenwärtigen 
Regierung ſehr gut, daß unſer jetziges Abgeordneten ⸗ 
baus vollkommen bereit iſt, die Einverleibung 
Lauenburgs in den preußiſchen Staat zu geneh⸗ 
migen. Aber ſie wollen auch bei dieſer Gelegenheit nicht 
haben, daß das Recht des Abgeordnetenhaufes zur Geltung 
kemmen ſoll. Darum behaupten ſie im Widerſpruche gegen 
die voraus ſetzliche Anſicht des Königs ſelbſt, daß Lauen⸗ 
burg dem preußiſchen Staate nicht einverleibt und daß 
durch den Erwerb Lauenburgs die Grenzen des preußiſchen 
Staates nicht verändert werden ſollen. Der König, ſo iſt 
der Sinn ihrer Rede, hat Lauenburg nicht für den preußi⸗ 
ſchen Staat, ſondern nur für ſeine königliche Familie 
erworben. Dazu aber, behauptete die Prov.⸗Korreſp. am 
27. September v. 3. und behauptet fie aufs Neue am 24. Ja⸗ 
nuar, bedarf der König der Einwilligung des Landtages nicht. 
Ja, in ihrer Herzensangſt ſpiegelt ſie ſich ſogar vor, daß ſie 
irgend etwas damit ausrichten könne, wenn ſie folgende 
Drohung ausſtößt: „Ein Anſpruch des Abgeordnetenhauſes, 
daß der König zur Herrſchaft über das deut che Herzogthum 
Lauenburg erſt die Zuſtimmung des Landtages einholen ſollte, 
würde daher verfaſſungswidrig ſein und von der 
Regierung als ein Eingriff in die Rechte des 


Königs unzweifelhaft gebührend zurückgewieſen 


werden. 

Unſere Antwort hierauf ift folgende: 

Nach Art. 55 der Verfaſſung bedarf der König auch dann 
der „Einwilligung“ des Landtages, wenn er der Beherrſcher 
eines ſolchen Landes werden will, das nicht zugleich damit 
in den preußiſchen Staat einverleibt wird, ſondern ein abge⸗ 
ſonderter Staat für ſich bleibt. Dieſer Artikel lautet: „Ohne 
Einwilligung beider Kammern kann der König nicht zugleich 
Herrſcher fremder Reiche ſein.“ Die „Prov.⸗Korreſpondenz“ 
beſtreitet freilich, daß der Ausdruck „fremde Reiche“ auch die 
fremden deutſchen Staaten umfaſſe. Aber daß er fie wirk⸗ 
lich umfaßt, das haben wir ſchon am 7. Oktober v. J. nachgewieſen. 

„Aber wenn auch der Art. 55 gar nicht in der Verfaſſung 
fände, fo ſteht darin doch der Art. 48, und in dem heißt es, 
daß alle Verträge mit fremden Regierungen. zu 
ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung der beiden 
Häuſer des Landtages bedürfen, wenn dadurch dem 
Staate Laſten auferlegt werden. Nun iſt es klar, daß 
es dem preußiſchen Staate Laſten auferlegt, wenn ſein König 
zyalgich, der- Reberrsfer eines. fremden. Koudes- ift. Mımenta- 
lich wird unſerem Staate und damit uns Allen die Laſt aufe 
erlegt, in Nothfällen das fremde Land vertheidigen Es müſſen. 
Ja, wir können durch ein ſolches Land ſogar in Kriege ver⸗ 
wickelt werden, von denen wir ſonſt völlig verſchont bleiben 
würden. Wir haben die Erfahrung nur noch vor acht Jahren 
gemacht. Damals war das ſchweizeriſche Neuenburg auch als 
ein fremdes Land mit der Krone Preußens, aber durchaus 
nicht mit dem Staate Preußen verbunden; und gerade um 
dieſes fremden Ländchens willen geriethen wir in die Gefahr 
eines Krieges mit Frankreich, und der preußiſche Staat hatte 
wenigſtens die ſehr fühlbare Laſt zu tragen, daß ein Theil 
ſeines Heeres mobil gemacht werden mußte. 

Endlich brauchte auch nicht einmal der Art. 48 in der 
Verfaſſung zu ſtehen, und doch müßte der Landtag nach 
ganz allgemeinen, auch in unſerer Verfaſſung und in 
allen unſeren Geſetzbüchern anerkannten Rechtsgrund ſätzen 
um ſeine Einwilligung befragt werden. Lauenburg iſt erwor⸗ 
ben worden erſtens durch einen Krieg, der das Blut preußiſcher 
Bürger gekoſtet hat, und der mit den Mitteln und Kräften 
des Staates geführt worden iſt, und zweitens durch Ver⸗ 
träge, die nicht im Namen der königlichen Familie, ſondern 
von Staats wegen abgeſchloſſen find. Lauenburg iſt mit⸗ 
bin nicht blos durch den Staat, ſondern auch für den 
Staat erworben worden. Wenn daher daher das Recht, 
welches der preußiſche Staat an Lauenburg befigt, von ihm 
auf die königliche Familie und auf den König in ſeiner 
Eigenſchaft als Oberhaupt dieſer Familie übergehen ſoll, ſo 
kann eine ſolche Eigenthumsübertragung mit oder ohne Ent⸗ 
gelt doch nicht einſeitig geſchehen, ſondern fie kann rechts ⸗ 
gültig nur werden, wenn auch die verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
treter des preußiſchen Volkes, das heißt, wenn beide Häuſer 
des Landtages ihre Zuſtimmung dazu geben. 

Das iſt es, was unſere Abgeordneten als das ganz 
unabweisbare Recht des Landes fordern. 


Briefkaſten. 

Herrn W. V. in Sch. Die Beſtimmungen über dieſe 
Augelegenheit ſind in den verſchiedenen Landesgegenden ver⸗ 
ſchieden; auf jeden Fall aber ſcheint es uns nicht gerechtfertigt, 
wenn einſeitig das Beſtehende umgeſtoßen wird. Ob eine 
Beſchwerde bei dem Landrath Erfolg haben würde, hängt 
von den beſonderen Umſtänden des Falles ab. 
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